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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
— Drucksache 11/7609 Nr. 26 — 


Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über Kontrollen und Sanktionen 
im Rahmen der Gemeinsamen Agrar- und Fischereipolitik 
— KOM(90) 126 endg. — 

»Rats-Dok. Nr. 6649/90 23. Mai 1990« 


A. Problem 

Für eine wirksame und einheitliche Durchführung der Vorschrif- 
ten der Gemeinsamen Agrar- und Fischereipolitik sind Gemein- 
schaftsbestimmungen über Kontrollen und Sanktionen unerläß- 
lich. Die Zuständigkeit der Kommission für diese Kontrollen und 
Sanktionen ist in jüngster Zeit von einigen Mitgliedstaaten in 
Zweifel gezogen worden. 


B. Lösung 

Die Kommission empfiehlt den Erlaß einer Verordnung, die der 
Klarstellung der Befugnisse dient, die der Kommission auf dem 
Gebiet der Gemeinsamen Agrar- und Fischereipolitik zustehen. 
Weiterhin dient sie der Klarstellung bestimmter Grundsätze in die- 
sem Bereich. 


Einvemehmllche Ablehnung 
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C. Alternativen 

Keine Angaben 


D. Kosten 

Es entstehen keine Kosten 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Bundesregierung zu ersuchen, bei den Verhandlungen in Brüs- 
sel darauf hinzuwirken, daß der Vorschlag — Drucksache 11/7609 
Nr. 26 — abgelehnt wird. 

Bonn, den 12. September 1990 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Müller (Schweinfurt) Bayha 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Bayha 


i. 

Der Vorschlag der EG-Kommission an den Rat wurde 
von der Präsidentin mit EG -Sammelliste vom 25. Juli 
1990 — Drucksache 11/7609 Nr. 26 — überwiesen. 
Der Vorschlag der EG-Kommission an den Rat wurde 
vom Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten in seiner 86. Sitzung am 12. September 1990 
beraten. 

Bei der Vorlage geht es um folgendes: 

Um eine wirksame Durchsetzung der Vorschriften 
über die Gemeinsame Agrar- und Fischereipolitik zu 
erreichen, bedarf es Kontrollen und Sanktionen. Nach 
ständiger Auffassung der Kommission betreffen die 
Zuständigkeiten, die ihr der Rat zur Festlegung von 
Durchführungsbestimmungen zu allen von ihm erlas- 
senen Rechtsvorschriften übertragen hat, nicht nur die 
Festlegung ergänzender oder besonderer Bedingun- 
gen für die Gewährung einer Beihilfe oder die Erhe- 
bung eines Beitrags, sondern auch den Erlaß von Kon- 
troll- und Sanktionsregelungen, die zur einheitlichen 
und wirksamen Durchführung der betreffenden Maß- 
nahmen notwendig sind. Dem widerspricht die Bun- 
desregierung, die der Auffassung ist, daß es hierzu 
einer konkreten Rechtsermächtigung bedarf, die Art 
und Umfang der Sanktion genau festlegt. 

Der Kommissionsvorschlag soll der Klarstellung der 
Befugnisse dienen, die der Kommission auf dem Ge- 
biet der Gemeinsamen Agrar- und Fischereipolitik 
zustehen. 


II. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat festgestellt, daß der Vorschlag den Anfor- 
derungen der Gemeinsamen Agrar- und Fischereipo- 
litik nicht genügt, denn 


— die Ermächtigungen der Kommission sind nach 
wie vor zu unbestimmt, 

— es fehlt eine erschöpfende Aufzählung der mögli- 
chen Sanktionen, 

— es sollte die Höhe der Sanktionen genau bestimmt 
sein. 

Des weiteren war man im Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten der Auffassung, daß der 
entscheidende grundsätzliche Dissens nach wie vor 
nicht ausgeräumt ist. So hält die Kommission an ihrer 
Auffassung fest, daß der vorgeschlagenen Regelung 
eine deklaratorische Bedeutung zukommt und ihr die 
in der Verordnung vorgesehenen Befugnisse bereits 
jetzt zustehen. Aus diesem Grund will die Kommission 
in ihre Verordnungen auch weiterhin Sanktionsrege- 
lungen aufnehmen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hält dessenungeachtet einvernehmlich an sei- 
ner Auffassung fest und wird die Bundesregierung 
ersuchen, alles zu versuchen, um den vorliegenden 
Vorschlag in seinem Sinne zu verbessern. Vor allem 
sollte es sich um eine konkrete und abschließende 
Ermächtigung handeln. 

Alles in allem war man im Ausschuß einhelliger Mei- 
nung, daß die Vorlage in der vorliegenden Form nicht 
akzeptiert werden kann. 


III; 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bitte ich den Deutschen Bundestag, 
den Vorschlag — Drucksache 11/7609 Nr. 26 — abzu- 
lehnen. 


Bonn, den 12. September 1990 


Bayha 

Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 5300 Bonn 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 13 63, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon 02 28/36 35 51, Telefax 02 28/36 12 75 

ISSN 0722-8333 



